
Frankfurt/M. (wk). Mit zunächst 300 Millio-
nen Euro greift die Deutsche Bank dem von
der Krise gebeutelten Mittelstand unter die
Arme. Das Geld soll das Eigenkapital von
Firmen stärken und so deren Chancen auf
gewöhnliche Kredite verbessern. „Wir pei-
len eine endgültige Fondsgröße von 500
Millionen Euro an, wir müssen also noch
200 Millionen Euro einwerben“, sagte der
Deutschland-Chef der Deutschen Bank,
Jürgen Fitschen, gestern. Derzeit laufen
Gespräche mit potenziellen Investoren, da-
runter auch andere Kreditinstitute. Der Au-
tokonzern Daimler hatte am
Montag einen möglichen Bei-
trag zu dem Fonds angedeutet.
Autohersteller könnten ein Inte-
resse daran haben, die kri-
selnde Zulieferindustrie mit
den Geldern zu stützen.

Der Fonds richtet sich bran-
chenübergreifend an mittelstän-
dische Unternehmen mit bis zu
100 Millionen Euro Umsatz –
auch an Nichtkunden der Deut-
schen Bank. Für diese Gruppe
gebe es bislang kein Förderan-
gebot im Markt. Ausgeschlos-
sen von dem Angebot seien Fi-

nanzinstitutionen und Immobilienunter-
nehmen.

Mittelständler können aus dem Fonds
zwischen zwei Millionen und zehn Millio-
nen Euro erhalten. „Uns interessiert, dass
möglichst viele Unternehmen davon Ge-
brauch machen können“, sagte Fitschen,
der im Durchschnitt mit Finanzspritzen von
fünf Millionen Euro rechnet. Es gehe um
die Finanzierung von Wachstum und Inves-
titionen. Das Eigenkapital wird in Form
von Genussrechten vergeben, die eine
Laufzeit von sieben Jahren haben. Genuss-

rechte sind eine Form von
Schuldverschreibung, die den
Emittenten beispielsweise am
Gewinn beteiligen, aber keine
Mitspracherechte gewähren.

Die Konditionen werden im
Einzelfall ausgehandelt. Die Be-
lastungen für die Unternehmen
dürften laut Fitschen im unteren
zweistelligen Prozentbereich lie-
gen, für Investoren werde eine
Rendite im oberen einstelligen
Prozentbereich erwartet. Zins-
zahlungen können aufgescho-
ben werden, wenn das Unter-
nehmen Verluste macht.
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Xetra-Dax 5.709,66 +0,98%

M-Dax 7.710,94 +1,75%

Tec-Dax 825,35 +1,53%

Euro Stoxx 50 2.830,01 +1,31%

FTSE 100 5.283,31 +0,68%

Dow Jones 10.296,85 +1,09%

Nasdaq 2.190,06 +0,87%

Nikkei 10.371,09 +1,63%

Bundesanleihe (10J.) 3,18 +0,63%

Euro ($ für 1 Euro) 1,3937 +0,17%

Gold ($ je Feinunze) 1.114,00 +2,96%

Ölpreis (Brent,$/Barrel) 73,57 +2,95%

Umlaufrendite 2,89 +0,70%

Zur Person: Claudia Kemfert, 1968 in Delmen-
horst geboren, leitet am Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung die Abteilung Energie,
Verkehr und Umwelt, zudem ist sie Professor
of Energy Economics and Sustainability an der
Hertie School of Governance in Berlin. Sie
berät Unternehmen und Politiker, den EU-Präsi-
denten José Manuel Barroso, die Weltbank und
die Vereinten Nationen. 2009 erschien ihr
neuestes Buch „Jetzt die Krise nutzen“ im
Murmann-Verlag Hamburg. Claudia Kemfert ist
verheiratet und lebt in Berlin und Oldenburg.

Claudia Kemfert, Energieexpertin am Deutschen
Institut für Wirtschaftsforschung, ist mit der ener-
giepolitischen Bilanz der Bundesregierung unzu-
frieden. Im Gespräch mit Andreas D. Becker er-
klärt die gebürtige Delmenhorsterin, warum.

Sie waren als Beraterin von EU-Kommissi-
onspräsident Barroso beim Klimagipfel in
Kopenhagen. Warum ist die Konferenz ge-
scheitert?
Claudia Kemfert: Die Zeichen standen
wirklich sehr gut, zumindest eine Einigung
über die Grundlagen des globalen Klima-
schutzabkommens zu erzielen. Aber leider
ist der Gipfel gescheitert, denn die Konfe-
renz war völlig überfrachtet. Um weitere
Desaster zu vermeiden, sollte man solche
Konferenzen entschlacken und zweiteilen.
Klimaschutz, bei dem man sich verbindlich
auf Treibhausgasminderungen festlegt,
sollte künftig im Rahmen der G20 stattfin-
den. Die Anpassung an den Klimawandel
sollte weiter im UN-Rahmen bleiben.

Kann Klimaschutz nicht nur funktionie-
ren, wenn auch die Entwicklungsländer
mit im Boot sitzen?
Ja, sicher. Aber die Entwicklungsländer
sind nicht die Verursacher, sondern die
Leidtragenden des Klimawandels. Die Ent-
wicklungsländer fordern zu Recht Unter-
stützung für die Anpassung an den Klima-
wandel sowie Entschädigungszahlungen.
Und das sollte man wie bisher im UN-Rah-
men regeln.

War das Scheitern nicht zu erwarten?
Nicht unbedingt. Ich war bereits im Vorfeld
insbesondere bei den Beratungen des EU-
Präsidenten mit der chinesischen und indi-
schen Delegation involviert. Da waren die
Zeichen recht positiv. In Kopenhagen
zeigte sich dann aber sehr deutlich, dass
man verbindliche Treibhausgasminderun-
gen seitens der verursachenden G20-Staa-
ten trennen muss von den Forderungen der
Entwicklungsländer.

Seit rund 100 Tagen ist die neue Regie-
rung im Amt. Wie lautet Ihr Urteil?
Mäßig, mir fehlt noch immer eine Energie-
strategie. Beide Parteien stehen zwar wei-
terhin für die Förderung erneuerbarer Ener-
gien und nehmen Klimaschutz sehr ernst.
Der einzige Unterschied zur Vorgängerre-
gierung ist bisher nur die Bewertung der
Kernenergie, also die Laufzeitverlänge-
rung. Allerdings ist noch nicht klar, wie
man die Energiewende schaffen will, also
wie man den Umstieg weg von fossiler
Energie hin zu einer CO2-freien, sicheren
und bezahlbaren Energie schaffen will.

Ist die Verlängerung der Laufzeit alter
Atomkraftwerke aus Ihrer Sicht ökono-
misch sinnvoll?
Man darf die Rolle der Kernenergie immer
nur im Kontext der gesamten Energiever-
sorgung bewerten: Derzeit wird in Deutsch-
land der Großteil des Stroms, rund 50 Pro-
zent, mit Kohlekraftwerken erzeugt, circa
17 Prozent mit erneuerbaren Energien,
etwa 23 Prozent mit Kernenergie und der
Rest aus Gaskraftwerken. In den kommen-
den zehn Jahren geht aus Altersgründen
ungefähr die Hälfte der alten Kohlekraft-
werke vom Netz. Wenn man die Laufzeiten
der Atomkraftwerke nicht verlängert, wird
man viele Kohlekraftwerke neu bauen, die
sehr viele klimagefährliche Treibhausgase
produzieren. Im Umkehrschluss bedeutet
dies aber auch, dass – wenn die Laufzeiten
verlängert werden – wir keine neuen Kohle-
kraftwerke brauchen. Eine Laufzeitverlän-
gerung der sicheren Kernkraftwerke
macht nur Sinn, wenn man gleichzeitig ei-
nen Großteil der Zusatzgewinne für den

Ausbau der erneuerbaren Energien, der In-
frastruktur und die Erforschung innovati-
ver Energie- und Mobilitätstechniken ein-
setzt. Allerdings muss das Geld direkt in-
vestiert werden und darf nicht im Staats-
haushalt zur Tilgung von Schulden versi-
ckern.

Richtig konsequent scheint das Bekennt-
nis der Stromproduzenten zu erneuerba-
ren Energien noch nicht zu sein.
Die großen Konzerne haben sich in der Ver-
gangenheit bestimmt nicht als Freunde der
erneuerbaren Energien geoutet. Sie haben
wenig in die dezentralen Anlagen der er-
neuerbaren Energien investiert, zudem ha-
ben sie den wichtigen Netzausbau nicht ge-
leistet. Der Netzausbau ist jedoch notwen-
dig, um die erneuerbaren Energien voran-
zubringen. Daher werden die erneuerba-
ren Energien hauptsächlich von mittelstän-
dischen Firmen produziert. Mittlerweile
werden die erneuerbaren Energien aber
auch für die großen Energiekonzerne und
Großinvestoren attraktiv, wie Infrastruktur-
projekte wie Desertec oder Seatec zeigen,
die erneuerbare Energien wie Solarener-
gie aus Afrika oder Wind- und Wasser-
strom aus Nordeuropa miteinander verbin-
den sollen.

Sie fordern immer wieder höhere Energie-
preise – muss der Leidensdruck größer
werden, um die Wende einzuleiten?
Wichtig ist, dass die Politik die Weichen hin

zu einer energieeffizienten, nachhaltigen
und klimaschonenden Wirtschaftswelt eb-
net. Die erneuerbaren Energien müssen
weiterhin gefördert werden, es sollten fi-
nanzielle Anreize zum Energiesparen ge-
schaffen werden. Insbesondere im Gebäu-
debereich liegen ungeahnte Energieein-
sparpotenziale. Durch gezielte finanzielle
Förderung, Steuerersparnisse und verbes-
serte Möglichkeiten der Kostenüberwäl-
zung für Immobilienbesitzer können hier
die richtigen Signale gesetzt werden. Auch
im Bereich Mobilität gibt es viel zu verbes-
sern: Schienenverkehr und ÖPNV müssen
stark unterstützt werden, der Flugverkehr
in den Emissionshandel aufgenommen wer-
den, und die deutsche Autobranche muss
zukunftsfähig gemacht werden.

Die Autobranche in Deutschland hat den
Trend weg vom Öl verschlafen. Wird sich
das aus Ihrer Sicht noch rächen?
Der Automarkt hat viele Probleme. Zum ei-
nen gibt es weltweit noch immer viele Über-
kapazitäten, nur die Besten werden überle-
ben. Zum anderen benötigen wir neue sprit-
sparende Fahrzeuge und neue Antriebs-
techniken, die kein Benzin mehr brauchen.
So lange Benzin vergleichsweise billig und
in vielen Ländern durch Subventionen
künstlich billig gehalten wird, kann man
die Wende kaum schaffen. Ich hoffe, dass
für die deutsche Autobranche der Weckruf
laut genug war. Mittlerweile haben einige
der deutschen Autobauer verstanden, dass

klimaschonenden Fahrzeugen die Zukunft
gehört.

Welche Rolle spielen für Sie die anderen
großen Industrien wie Metall, Chemie,
Pharma?
Eine große, denn vor allem die Chemie-
branche nimmt eine zentrale Rolle ein – sie
muss ja Alternativen zum Erdöl erforschen
und an den Markt bringen. Für die Herstel-
lung von unglaublich vielen Produkten, an-
gefangen von Plastik über Pharmazie bis
hin zur Kosmetik, wird Öl verwendet. Bis
vor Kurzem hat sich die Branche zwar noch
vehement gegen Klimaschutz gewehrt,
doch mittlerweile hat sich auch hier das
Bild komplett gedreht.

Sind erneuerbare Energien immer noch
ein Standortvorteil für Deutschland oder
haben andere Länder uns auf diesem Sek-
tor bereits eingeholt?
Die Konkurrenz insbesondere aus China
und den USA schläft zwar nicht, aber wir
sind noch immer im Bereich der erneuerba-
ren Energien weltweit führend. Der Wettbe-
werbsvorteil für die deutsche Wirtschaft be-
steht aber auch in der klassischen Kraft-
werkstechnik und Energieeffizienz sowie
Recycling und Wasseraufbereitung. Die
deutsche Wirtschaft kann wie keine andere
vom Boom der Branchen der erneuerbaren
Energien profitieren, aber auch durch den
Ausbau der Energieeffizienz, innovativer
Kraftwerkstechnologien und Antriebstech-
nologien, außerdem in den klassischen Um-
weltschutzbranchen wie Müllverarbei-
tung, Recycling und Wasseraufbereitung
weiterhin Weltmarktpotenziale ausbauen.
Bis zu eine Million zusätzliche Arbeits-
plätze sind in diesen Bereichen in den kom-
menden zehn Jahren möglich.

Wir haben bisher nur über die großen Fir-
men und die Bundesregierung gespro-
chen. Aber welche Rolle spielen aus Ihrer
Sicht die Bürger?
Eine große, denn jeder Bürger kann durch
gezielte Kaufentscheidungen den Markt
bestimmen. Wenn alle Bürger ab heute
Ökostrom kaufen würden, müssten sie
nicht gegen Atom- und Kohlekraftwerke
auf die Straße gehen. Mir ist es ein Bedürf-
nis, den Menschen die komplexen Sachver-
halte zum Thema Energie und Klimaschutz
zu erklären, daher habe ich die Bücher ge-
schrieben.

Und welche Rolle spielen die Kommunen?
Ebenfalls eine große. Im Gegensatz zu
manch anderen Marktökonomen bin ich
nicht der Meinung, dass man nur auf glo-
bale Lösungen warten, sondern sofort und
vor Ort beginnen sollte. Die Kommunen ha-
ben hier eine zentrale Aufgabe. Es gibt be-
reits Kommunen, die sich mit Strom und
Wärme versorgen, die komplett dezentral
und klimaschonend erzeugt sind, und nach-
haltige Mobilitätskonzepte aus Eigeninitia-
tive zwischen Bürgern, lokalen Unterneh-
men und Kommunalpolitikern umsetzen.
Ohne die Kommunen kann die Wende
nicht geschafft werden.

Flensburg·Frankfurt/M. (wk). Im Januar
sind so wenige Neuwagen wie noch nie
seit der Wiedervereinigung in Deutschland
verkauft worden. Mit rund 181200 Neuzu-
lassungen liege das Ergebnis um 4,3 Pro-
zent unter dem bereits schwachen Januar
des Vorjahres, teilte das Kraftfahrt-Bundes-
amt (KBA) gestern mit. Hingegen zogen Ex-
port und Produktion in Deutschland kräftig
an. Wie der Verband der Automobilindus-
trie (VDA) berichtete, setzten die deut-
schen Hersteller im Ausland mit 264500
Fahrzeugen 18 Prozent mehr als vor einem
Jahr ab.

Anfang vergangenen Jahres hatte die Po-
litik auf die Krise des deutschen Automark-
tes reagiert und die Abwrackprämie ins Le-
ben gerufen. Diese bescherte der Branche
2009 einen Absatzrekord von 3,81 Millio-
nen Neuwagen. Wegen vorgezogener
Käufe befürchten Experten für 2010 aller-
dings negative Spätfolgen. „Seit Oktober
2009 sind mit dem Ausklingen der Prämie
die Neuzulassungen rückläufig“, so das
KBA. Der VDA hatte für das laufende Jahr
einen Absatz von 2,75 bis 3,0 Millionen
Fahrzeugen in Deutschland vorhergesagt.

Für die deutschen Hersteller hat das Jahr
im Inland laut KBA mit einem Fehlstart be-

gonnen. Einzig die Marke VW konnte im
Januar ein Absatzplus von knapp elf Pro-
zent verbuchen und erreichte damit einen
Marktanteil von 23,3 Prozent. Von allen an-
deren Marken mit großen deutschen Wer-
ken konnte sich nur Opel mit einem Minus
von 5,2 Prozent halbwegs achtbar schla-
gen; dagegen verloren Audi, BMW, Merce-
des und Ford zwischen 10 und 20 Prozent.
Noch härter traf es Porsche mit einem Rück-
gang von knapp 32 Prozent.

Gleichzeitig bestätigten die Januarzah-
len aber die Wachstumserwartungen auf
wichtigen Auslandsmärkten. Im Januar
übertrafen die Bestellungen aus dem Aus-
land das Volumen vom Januar 2009 um 38
Prozent, wie der VDA bekannt gab. Die In-
landsorders blieben dagegen um 16 Pro-
zent hinter dem Vorjahr zurück. Dank der
verbesserten Nachfrage aus dem Ausland
wurden in den deutschen Werken im Ja-
nuar 362700 Autos hergestellt – 17 Prozent
mehr als Anfang 2009. VDA-Präsident Mat-
thias Wissmann betonte: „Dank des guten
Starts könnte die Pkw-Produktion 2010 auf-
grund der anziehenden Auslandsmärkte
und wegen weiterer Marktanteilsgewinne
trotz des schwächeren Inlandsgeschäfts
mindestens Vorjahresniveau erreichen.“
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Claudia Kemfert berät auch EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso.  FOTO: INGO MÖLLERS

Bremen (blb). Der deutsche Aktien-
markt legte gestern nach einem schwa-
chen Auftakt am Nachmittag deutlich
zu und drehte ins Plus. Belastend hat-
ten sich am Morgen die schlechten Zah-
len des deutschen Einzelhandels ausge-
wirkt. Unterstützung bekam der Markt
dann von der positiven Eröffnung der
Wall Street. Auch die starken Zahlen
der Münchener Rück hoben die Stim-
mung etwas an, berichtet Birgit Behn-
sen vom Asset- und Wertpapier-Ma-
nagement der Bremer Landesbank.
Der Dax beendete den Handel mit ei-
nem Plus von 0,98 Prozent bei 5709,66
Zählern.

Tokio (wk). Im Gaspedal-Debakel will
Toyota nach der gigantischen Rückrufak-
tion die gestoppte US-Fertigung von acht
Modellen wieder hochfahren. Der welt-
größte Autohersteller kündigte gestern an,
die Produktion solle am kommenden Mon-
tag starten. Unter dem Druck der Öffent-
lichkeit hatte Toyota am 26. Januar Ver-
kauf und Produktion fast der halben Mo-
dellpalette gestoppt. Das Gaspedal in Mil-
lionen Autos weltweit droht zu klemmen.

Toyota fürchtet allerdings – neben der
noch nicht zu beziffernden Belastung
durch die Kosten der Rückrufaktion –
Bremsspuren im Geschäft. Der für die Pro-
duktqualität zuständige Vorstand Shinichi
Sasaki erklärte, man sorge sich, ob die welt-
weit angepeilten Verkaufszahlen 2010 er-
reicht werden könnten. Der Auftragsein-
gang sei seit der Ankündigung der Rück-
rufe zurückgegangen. Die monatlichen
Verkaufszahlen könnten nach den Erfah-
rungen früherer Rückrufaktionen um mehr
als 20 Prozent einbrechen.

Experten gehen davon aus, dass Toyota
im Januar mit seinem Marktanteil in den
USA unter die 15 Prozent gerutscht ist. Das
wäre eine schwere Schlappe für den Kon-
zern, der sich über die Jahrzehnte hinweg
auf den zweiten Platz im wichtigen Auto-
land USA vorgeschoben hatte. Toyota-Wa-
gen galten als qualitativ hochwertig und si-
cher – dieses Image ist nun schwer ange-
kratzt.

Toyota will in Kürze mit der Reparatur
der klemmenden Gaspedale beginnen.
„Wir kennen das Problem, und wir haben
die Lösung“, sagte Toyotas US-Chef Jim
Lentz. „Die Bausätze sind schon zu den
Händlern unterwegs.“ Die Kunden in Eu-
ropa und anderen Teilen der Welt müssen
sich aber noch gedulden. Ihre Werkstätten
bekommen die notwendigsten Reparatur-
Bauteile erst später. Toyota Deutschland ist
bislang nicht einmal bekannt, wie viele Au-
tos von dem Defekt betroffen sind.

Das Krisenmanagement der Konzern-
spitze gerät inzwischen in den eigenen Rei-
hen in die Kritik. Einige US-Händler rüg-
ten, Toyota hätte schneller reagieren müs-
sen, seit das Problem im Oktober bekannt
geworden sei. Earl Stewart aus North Palm
Beach (Florida), einer der größten Toyota-
Händler im Südosten der USA, warf
Toyota-Chef Akio Toyoda vor, dass er sich
erst vor Kurzem bei der Kundschaft ent-
schuldigt habe. „In einer Krise ist es norma-
lerweise das Beste, wenn der Chef oder Ei-
gentümer sich persönlich der Öffentlich-
keit stellt. Wenn er keine Antworten hat,
sollte man das auch zugeben.“

Auch Konkurrent General Motors ist von
dem Toyota-Rückruf betroffen: Der auf ja-
panischer Technik basierende Pontiac
Vibe muss ebenfalls zur Reparatur. In rund
99000 Fahrzeugen der Modelljahre 2009
und 2010 sind die problematischen Gaspe-
dale verbaut. Das gleiche Problem hat der
französische Autokonzern PSA Peugeot Ci-
troën. Der Peugeot 107 und der Citroën C1
sind baugleich mit dem Toyota Aygo.
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